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wonach ihnen auch für die Zeit nach 

Errichtung der SVR die Beibehaltung 

ihrer bisherigen Privilegien bestätigt 

werde. Regierungsbeamte sehen sol­

chen möglichen Auseinandersetzungen 

gelassen entgegen. Für sie steht Arti­

kel 25, der die Gleichheit aller Bürger 

vor dem Gesetz proklamiert, über Ar­

tikel 95. Macaus Regierung kann die 

Steuersenkungen verkraften, weil ihr 

Haushalt genügend Reserven aufweist. 

Im ersten Halbjahr 2002 beliefen sich 

die Gesamteinnahmen auf 5,53 Mrd. 

MPtc, während die Ausgaben nur 4,15 

Mrd. MPtc ausmachten.

Edmund Ho versprach umfassende 

Maßnahmen zur Verringerung der Ar­

beitslosigkeit (sie liegt seit einigen 

Jahren bei über 6%). Die Regierung 

werde insgesamt 1,8 Mrd. MPtc (225 

Mio. US$) in öffentliche Bauvorhaben 

investieren, wodurch sie sich die Schaf­

fung von 8.000 Arbeitsplätzen erhof­

fe. Man werde versuchen, mehr Ar­

beitsplätze in den Bereichen Umwelt­

schutz und Verschönerung zu schaf­

fen. Auch durch die weitere Entwick­

lung des Dienstleistungssektors, eine 

der Säulen der Wirtschaft Macaus, 

solle es ein größeres Angebot an Ar­

beitsgelegenheiten geben. Der Sektor 

benötige allerdings dringend Fachkräf­

te. Die Regierung werde sich deshalb 

verstärkt an die Ausbildung von An­

gestellten und Arbeitslosen machen.

Mehr Unterstützung sagte Edmund 

Ho den kleineren und mittleren Be­

trieben für das nächste Jahr zu. Diese 

hätten bisher relativ wenig von Ma­

caus wirtschaftlicher Erholung profi­

tiert. Die Betriebe, die viel zu Ma­

caus Entwicklung beigetragen und vie­

le Arbeitsmöglichkeiten bereitgestellt 

hätten, kämpften jetzt zum Teil aus 

Mangel an Geldmitteln und Techno­

logie ums Überleben. Zu den Hilfs­

maßnahmen gehören ein von der Re­

gierung gestützter Fonds als Garan­

tie für Bankdarlehen, zinsfreie Darle­

hen als „Starthilfe“ und eine Vereinfa­

chung bei Antragsverfahren für Cater­

ing-Lizenzen. Letztere werde im ersten 

Halbjahr 2003 vorgenommen.

Auch den Benachteiligten wurde in 

der Erklärung mehr Hilfe versprochen. 

So werde die Regierung im kommen­

den Jahr 20 Mio. MPtc (2,5 Mio. US$) 

als spezielle Unterstützung für Allein­

erziehende, Behinderte und langjährig 

Kranke bereitstellen. Weitere 10 Mio. 

Pataca (1,25 Mio. US$) werden als

Beihilfe für Studenten aus armen Fa­

milien zur Verfügung stehen. Auch ein 

Bündel von Steuererleichterungen, ge­

lobte Edmund Ho, solle die Lage der 

Arbeitslosen und Unterbeschäftigten 

lindern helfen.

Nach seiner Regierungserklärung teil­

te Edmund Ho der Presse mit, dass 

nach den erwarteten 5% bis 6% Pro­

zent für dieses Jahr (je nach Ex­

portentwicklung im 4. Quartal) das 

Wachstum für das kommende Jahr 

auf 4% geschätzt werde. Am nächs­

ten Tag beantwortete er auf einer wei­

teren Sitzung der Legislativversamm­

lung Fragen ihrer Mitglieder. (Macau 

Government Information Bureau web 

site, www.gcs.gov.mo, 19., 20.11.02; 

RMRB, 21.11.02; XNA, 21., 22.11.02; 

SCMP, 21., 22.11.02) -ljk-

Taiwan

41 Taipei billigt Charterflüge 

nach Shanghai

Am 12. November beschloss Taiwans 

Regierung, zum kommenden chinesi­

schen Neujahrsfest (1. Februar 2003) 

erstmals taiwanischen Fluggesellschaf­

ten Direktflüge nach Shanghai zu er­

lauben, und zwar für den Zeitraum 

vom 26. Januar bis zum 10. Februar. 

Davon profitieren würden insbeson­

dere die etwa 300.000 im Großraum 

Shanghai lebenden Taiwaner, die, wie 

alle Chinesen, zu diesem höchsten Fest 

im chinesischen Kalender heimfahren. 

Die Entscheidung ist freilich in mehr­

facher Hinsicht weniger spektakulär, 

als sie angesichts des Stillstandes bei 

der Zulassung direkter Verkehrsbezie­

hungen scheinen mag:

1. Es handelt sich zwar technisch ge­

sehen um Direktflüge, aber kei­

neswegs um Flüge auf direkter 

Route. Vielmehr sollen alle Flü­

ge mit Zwischenlandung in Hong­

kong oder Macau erfolgen - ob 

eventuell auch ein Umweg durch 

den dortigen Luftraum, ohne Lan­

dung toleriert wird, ist noch of­

fen. Damit entsteht für die Heim­

kehrenden weder ein wesentlicher 

Kostenvorteil noch ein nennens­

werter Zeitgewinn. Entsprechend

war auch von „indirekten Flügen“ 

sowie von „indirekten Direktflü­

gen“ die Rede, um so zumindest 

nominell den Bann gegen Direkt­

flüge zu wahren.

2. Direktflüge dieser Art gab und 

gibt es bisher auch schon, nur 

nicht von taiwanischen, sondern 

von Hongkonger bzw. macanesi- 

schen Fluggesellschaften. Für Rei­

sende aus bzw. nach Taiwan war 

dies mit einer Zwischenlandung 

und einem Wechsel der Flugnum­

mer, nicht aber mit einem Wech­

sel des Fluggeräts verbunden. Da 

nach der neuen Regelung in Hong­

kong bzw. Macau keine Flugrei­

senden aus- oder einsteigen sollen, 

könnten die Aufenthalte auf den 

Flughäfen allerdings sehr kurz ge­

halten werden.

3. Die Flüge sollen ausschließlich von 

taiwanischen Geschäftsleuten für 

sich und ihre Angehörigen gebucht 

werden können; dazu sollen die 

taiwanischen Handelsverbände auf 

dem Festland Listen erstellen, aus 

denen hervorgeht, wer zu den Ge­

schäftsleuten zählt und wer nicht.

4. Die Flugzeuge werden leer hin- 

und nach dem Fest leer zurückflie­

gen müssen. Ob die Regelung über 

die Zeit des Neujahrsfestes ausge­

dehnt wird, ist noch offen.

Trotz dieser Einschränkungen bekun­

deten Taiwans Fluggesellschaften ihr 

Interesse, die Flüge durchzuführen. 

Insgesamt liegt die Bedeutung der tai­

wanischen Entscheidung jedoch mehr 

im politischen als im praktischen Be­

reich. Die Regierung stand freilich 

von allen Seiten unter Druck. Zum 

einen fordern sowohl Beijing als auch 

die taiwanische Geschäftswelt seit lan­

gem die Einrichtung direkter Ver­

kehrsverbindungen zwischen Taiwan 

und dem Festland, zum anderen hat­

te der vom Oppositionsparlamentarier 

John Chang vorgebrachte Vorschlag, 

zum Neujahrsfest Charterflüge zuzu­

lassen, auch die Unterstützung einer 

Parlamentsmehrheit gefunden. Gegen 

Direktflüge auf kürzerer Route spre­

chen jedoch nach wie vor erhebliche 

militärische Sicherheitsbedenken, da 

der sensible Luftraum zwischen Tai­

wan und dem Festland von anfliegen­

den Maschinen frei zu bleiben hat, 

während Taiwan aus ebenso grund­

sätzlichen politischen Erwägungen he­

raus reguläre Direktflüge erst nach 

http://www.gcs.gov.mo
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offiziellen Verhandlungen mit Beijing 

zulassen will.

Auf festlandschinesischer Seite 

herrschte denn auch zunächst für 

zwei Wochen Schweigen; vermutlich 

wurde hinter den Kulissen gestritten, 

ob die taiwanische Entscheidung als 

Entgegenkommen begrüßt oder als 

schikanös-restriktiv abgelehnt wer­

den sollte. Da Taiwan festländischen 

Gesellschaften nicht erlauben will, 

ihrerseits Charterflüge nach Taiwan 

durchzuführen, wird das sonst im 

internationalen Flugverkehr übliche 

Prinzip der Gegenseitigkeit verletzt. 

Schließlich erklärte ein Pressesprecher 

der dem Beijinger Staatsrat unter­

stehenden Taiwanbehörde jedoch, es 

handele sich um einen kleinen Schritt 

vorwärts, und man werde die Flüge 

in pragmatischer Weise ermöglichen. 

Diese Reaktion ist selbst wieder ein 

kleiner Schritt nach vorn, denn als 

Taiwan zum 1. Januar 2001 erstmals 

direkte Schiffsverbindungen zwischen 

den taiwanischen Inseln Kinmen (Jin- 

men, Quemoy) und Matsu (Mazu) 

erlaubte, war dies von Beijing offiziell 

als unbedeutend abgetan worden.

Demnach deutet derzeit alles darauf 

hin, dass demnächst tatsächlich taiwa­

nische Verkehrsmaschinen in Shang­

hai landen werden. Ob sich die „nor­

mative Kraft des Faktischen“ jedoch 

als so stark erweisen wird, dass dann 

auch ein regulärer Flugverkehr zwi­

schen beiden Seiten in greifbare Nähe 

rückt, ist elmr zu bezweifeln: Die tai­

wanischen Sicherheitsbedenken sind 

so leicht nicht auszuräumen. Denk­

bar wäre immerhin, dass Taiwan in ei­

nem nächsten Schritt Nonstopp-Char­

terflüge zulässt unter der Bedingung, 

dass diese sich an die bestehenden in­

ternationalen Flugrouten halten, so­

dass der Luftraum über der Taiwan- 

Straße nach wie vor von kreuzenden 

Maschinen frei bleibt, jedoch ein kür­

zerer Weg über das Ostchinesische 

Meer statt über Hongkong/Macau 

genommen werden könnte. Vermut­

lich wird aber der Druck auf die 

Regierung zunehmen, Verhandlungen 

nach dem Beispiel der mit Hong­

kong und Macau getroffenen Luft­

verkehrsvereinbarungen von nichtoffi­

ziellen Stellen führen und die Forde­

rung von Verhandlungen auf bilate­

ral-staatlicher Ebene fallen zu lassen. 

(TH, 11.11.02; GNAT, nach BBC PF,

12.11., 23.22.02; CNAT, nach BBC 

EF, 14.11., 19.11., 25.11., 27.11.02;

SCMP, 13.11., 14.11., 28.11.02; TT,

13.11.02) -hws-

42 Bauernproteste lösen Regie­

rungskrise aus

Mit einem zentralen Teil der laufen­

den Reform des Finanzwesens geriet 

Taiwans Regierung im November in 

heftige Turbulenzen. Den Hintergrund 

bildet der Versuch, die zahlreichen, 

meist unprofessionell geführten Dar­

lehensvereine der Bauern und Fischer 

staatlicher Finanzkontrolle zu unter­

werfen. Viele dieser Genossenschaften 

sind wegen der bei ihnen außerordent­

lich hohen Zahl Not leidender Kredi­

te in ihrer Existenz bedroht; der Pro­

zentsatz fauler Darlehen beträgt bei 

ihnen meist ein Mehrfaches des Lan­

desdurchschnitts. Am 22. August des 

Jahres hatte das Finanzministerium 

damit begonnen, die Darlehensverei­

ne nach ihrer Bonität einzustufen, wo­

bei ein Vier-Stufen-System angewandt 

wurde. Selbsthilfeorganisationen mit 

einer Quote Not leidender Kredite von 

bis zu 10% blieben demnach unbe­

helligt, solche mit einer Quote von 

über 25% erhielten strenge Auflagen 

und wurden praktisch ihrer Selbstän­

digkeit beraubt, während für die zwei 

dazwischen liegenden Stufen entspre­

chend mildere Kontrollen vorgesehen 

waren.

Die Reformen wurden allgemein als 

notwendig anerkannt. Bei den über 

100 Darlehensvereinen deren unsiche­

re Darlehen eine Quote von über 25% 

aufweisen, steht immerhin zu befürch­

ten, dass 88,7 Mrd. NT$ abgeschrie­

ben werden müssen, der entsprechende 

Wert für besser eingestufte Kreditge­

nossenschaften beläuft sich auf weite­

re 43,3 Mrd. NT$, zusammengenom­

men käme man so auf den Gegenwert 

von etwa 4,4 Mrd. Euro. Präsident 

Chen hatte es sich zum Ziel gesetzt, 

bei den Kreditinstituten des Landes 

die Durchschnittsquote Not leidender 

Darlehen innerhalb von zwei Jahren 

auf unter 5% zu drücken, und es war 

klar, dass Maßnahmen bei den Dar­

lehensvereinen am dringlichsten sein 

würden, denn viele sind im Grunde 

längst bankrott. Dabei wurde offenbar 

übersehen, in welch hohem Maße sich 

Bauern und Fischer mit ihren Genos­

senschaften identifizieren. Zwar sind 

Landwirtschaft und Fischerei volks­

wirtschaftlich nur von geringer Be­

deutung - ihr gemeinsamer Beitrag 

zum Bruttoinlandsprodukt lag 2001 

bei 1,9% - und nur rund 700.000 Tai­

waner sind überhaupt im Primärsek­

tor erwerbstätig, ihr gesellschaftlich­

politischer Einfluss ist jedoch stärker, 

als es diesen Zahlen entspricht. Viel­

fach fungieren die Genossenschaften 

als Machtbasis örtlicher Politiker.

Zudem sind besonders die Landwirte 

kampfentschlossen. Ihre Einkommen 

halten nicht mit denen der Allgemein­

heit Schritt; 85% der Bauern betrei­

ben Ackerbau nur noch im Nebenge­

werbe, zudem stehen für sie seit dem 

Beitritt Taiwans zur Welthandelsorga­

nisation WTO weitere Einkommens­

verluste an. Die Regierung hatte die­

se zwar finanziell abzufedern verspro­

chen, aber wenig dazu unternommen. 

Die eigenen Darlehensvereine haben 

für ihre Mitglieder den Vorteil, dass sie 

durch jene leicht und unbürokratisch 

an benötigte Kredite kommen. Die auf 

den Weg gebrachten Reformen began­

nen die Geldbeschaffung dagegen er­

heblich zu erschweren und die Kondi­

tionen zu verschlechtern.

Zuvor hatte Präsident Chen noch er­

klärt, er werde auf den Reformen be­

harren, selbst wenn es den Verlust 

politischer Macht bedeute. Als ihm 

dann jedoch Vertreter von Gebiets­

körperschaften die Lage an der Basis 

schilderten und die Landwirte und Fi­

scher zu einer Großdemonstration auf­

riefen, ließ ex die Kontrollen suspen­

dieren und setzte ein Moratorium un­

bestimmter Dauer an; gleichzeitig er­

klärte die Regierung ihre Bereitschaft, 

die Restriktionen für konkursgefähr­

dete Darlehensvereine in Zukunft zu 

lockern. In Ergänzung soll das Finanz­

ministerium ein Agrarfinanzgesetz for­

mulieren, ferner soll eine Nationale 

Landwirtschaftsbank als Aufsichtsor­

gan für die ländlichen Darlehensver­

eine gegründet werden. Die bereits 

auf Banken übertragenen Vermögens­

werte und gegebenen Darlehensrechte 

von 36 besonders schlecht geführten 

Genossenschaften werden jedoch nicht 

zurückübertragen.

Während Chen eigenem Bekunden zu­

folge dem Wunsch der Öffentlichkeit 

folgte und das Moratorium nicht als 

Verzicht auf die Reformmaßnahmen, 

sondern als Anpassung von deren Ge­

schwindigkeit gewertet wissen wollte, 

sahen dies sogar Kritiker aus den ei­

genen Reihen ganz anders: Chen ha­
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be Druck von außen nachgegeben und 

sein Wort gebrochen, die Reformen 

selbst für den Preis des Machtverlustes 

durchzusetzen. Ähnlich empfand es of­

fenbar die Öffentlichkeit: In zwei Mei­

nungsumfragen lag die Quote derer, 

die mit Chens Leistung zufrieden wa­

ren, bei 36 bzw. 38% - der schlechteste 

Wert seit seinem Amtsantritt.

Die Landwirte und Fischer, denen 

Präsident Chen und seine Regierung 

entgegenkommen wollten, blieben ih­

rerseits unzufrieden und nahmen ihm 

die Erklärung nicht ab, die suspen­

dierte Reform ziele nicht auf die Ab­

schaffung der Darlehensvereine, son­

dern auf deren Gesundung. Die an­

gekündigten Demonstrationen fanden 

denn auch trotzdem statt. Bauern­

funktionäre erklärten, es bestünden zu 

viele Unsicherheiten beim Moratori­

um, sie trauten der Regierungspoli­

tik nicht, und zwar umso weniger, als 

ihre Einwände bei der Ausarbeitung 

der Reformmaßnahmen von der Regie­

rung nicht beachtet worden seien. Man 

hätte die Demonstration noch absa­

gen können, wenn die Entscheidung 

zum Aufschub und zur Revision der 

Reformen 20 Tage früher erfolgt wä­

re, nun sei es dafür zu spät. Ein Ap­

pell von Präsdent Chen, doch noch 

auf die Demonstration zu verzichte­

ten, ging ins Leere: Unterstützt von 

den Oppositionsparteien, deren Vor­

sitzende zu den Protestlern sprachen, 

versammelten sich am 23. November 

über 100.000 Landwirte und Fischer 

in der Hauptstadt zur größten Demon­

stration, die Taiwan je gesehen hat.

Bereits zuvor hatte sich wegen der 

Vorgänge eine Regierungskrise abge­

zeichnet. Schon am 19. November wa­

ren Forderungen laut geworden, Fi­

nanzminister Lee Yung-san (Li Yong- 

san) solle wegen seiner gescheiter­

ten Politik zurücktreten, und am 22., 

am Vortag der Demonstration, rich­

tete Lee ein entsprechendes Gesuch 

an den Ministerpräsidenten, der es 

zunächst ablehnte. Ministerpräsident 

Yu Shyi-kun (You Xikun) bot Prä­

sident Chen seinerseits zweimal den 

Rücktritt an, nachdem berichtet wor­

den war, Chen habe im Gespräch mit 

Bauern die eigene Regierung kriti­

siert: Sie habe es entgegen seiner Bit­

te versäumt, die Landwirte und Fi­

scher in die Formulierung der Reform­

maßnahmen voll einzubinden. Chen 

wies das Gesuch des Ministerpräsi­

denten jedoch zurück. Am 24., dem

Tag nach der Demonstration, erklär­

te Yu, er habe nach einem zweistün­

digen Gespräch mit dem Präsidenten 

beschlossen, auf seinem Posten zu blei­

ben. Dagegen wurde der Rücktritt von 

Finanzminister Lee schließlich ange­

nommen, ebenso wie der Rücktritt des 

Vorsitzenden des Landwirtschaftsra­

tes Fan Chen-tsung (Fan Zhenzong), 

der erklärte, er und er allein sei da­

für verantwortlich, dass es zum Mas­

senprotest gekommen sei. Auch Vize­

premier Lin Hsin-yi (Lin Xinyi) hat­

te am 22. ein Rücktrittsgesuch einge­

reicht, blieb am Ende aber im Amt.

Einige Tage später wurden die Namen 

der Nachfolger bekannt gegeben: Neu­

er Finanzminister ist Lin Chuan (Lin 

Quan), zuvor Leiter der Finanz- und 

Statistikdirektion (Directorate-Gener- 

al of Budget, Accounting and Statis- 

tics); zum neuen Chef des Landwirt­

schaftsrates wurde Lee Chin-lung (Li 

Jinlong) berufen, der zuvor ebenda in 

einer anderen Position tätig war.

All diese Vorgänge werfen ein schlech­

tes Licht sowohl auf die Regierung, 

die trotz ihrer dezidiert demokrati­

schen Orientierung die Situation an 

der Basis falsch einschätzte und die 

allseits als ebenso dringend wie unaus­

weichlich erachteten Reformmaßnah­

men nicht zu vermitteln verstand, als 

auch auf den Präsidenten, der sich mit 

seiner (halben) Kehrtwende zwischen 

alle Stühle setzte. Letztlich kam der 

Reformmotor jedoch aus noch ande­

ren Gründen zum Stillstand: Die lo­

kalen Machtgeflechte zeigten ihren zä­

hen Widerstand gegen Strukturverän­

derungen. Verständlich ist dies, fällt 

die (teilweise) Entmündigung der kor- 

ruptionsdurchwirkten Darlehens verei­

ne doch just in eine Zeit, in der sich die 

Bauernschaft nach dem WTO-Beitritt 

dem Wettbewerb durch Importwaren 

zu stellen und rapide Einkommens­

verluste teils zu verzeichnen, teils in 

den nächsten Jahren zu erwarten hat. 

Die Darlehensvereine, von denen über 

90% als wirtschaftlich nicht solide gel­

ten, hätten längst staatlicher Aufsicht 

unterstellt werden müssen, denn ih­

re Probleme sind seit Jahren bekannt 

und hätten noch vor ein, zwei Jah­

ren mit mehr Erfolgsaussicht umge­

setzt werden können. In der jetzigen 

Phase mussten die Reformmaßnah­

men dagegen als besonders bedroh­

lich, ja existenzgefährdend erscheinen 

- oder konnten zumindest von den 

mit Entmachtung bedrohten örtlichen

Bauernfunktionären in diesem Sinne 

dargestellt werden.

Am Schluss stehen jedoch nicht sie, 

sondern steht Präsident Chen als der 

in erster Linie Beschädigte dar. Beson­

ders der Unmut, den seine Entschei­

dung in den eigenen Reihen auslöste, 

könnte sich als langfristig schädlich er­

weisen. Mit Finanzminister Lee Yung- 

sun verlor die Regierung zudem einen 

anerkannten und energischen Refor­

mer. Mit ihm nahm bereits der dritte 

Finanzminister unter Chen Shui-bians 

Ägide seinen Hut - auch dies kein gu­

tes Zeugnis für den Präsidenten. (TT,

18.11., 19.11., 21.11., 22.11.-25.11., 

28.11.02; NZZ, 19.11.02; CNAT, nach 

BBC EF, 19.11., 22.11., 25.11.02; 

CNAT, nach BBC PF, 19.11., 20.11., 

23.11.02; FT, 19.11. 02; ST, 20.11., 

24.11.02; TH, 19.11., 20.11., 26.11., 

28.11.02; WSJ, 22.11.02) -hws-

43 Taiwans Wettbewerbsfähig­

keit: 3. Platz weltweit

Während Präsident Chen im Lande 

selbst mangelnde Reformenergie vor­

geworfen wird, stellt der neueste Be­

richt des World Economic Forum dem 

Land beste Noten aus: Taiwan sieht er 

im globalen Wettbewerb gut gerüstet 

und positioniert es nach den USA und 

Finnland auf den drittbesten Platz 

unter 80 untersuchten Volkswirtschaf­

ten. Drei für das mittel- und langfisti- 

ge Wachstum entscheidende Variablen 

wurden hierfür bewertet: technologi­

sche Kompetenz, Qualität der staat­

lichen und öffentlichen Einrichtungen 

sowie das makroökonomische Umfeld. 

Dass es mit der Reformfähigkeit der 

taiwanischen Regierung recht gut be­

stellt ist, meint auch die Europäische 

Handelskammer in Taipeh: Sie konsta­

tierte laut einem Bericht der Nach­

richten für Außenhandel „bemerkens­

werte Fortschritte in der Restrukturie­

rung ihrer Ökonomie“ auf dem Weg zu 

einer wissensgestützten Wirtschafts­

struktur. Nach der Rangstufung des 

Word Economic Forum hatte Taiwan 

2001 noch auf dem 7. Platz gestan­

den. (taipeh-info-blitz, 13.11.02; TT, 

14.11.02; NfA, 18.11.02) -hws-




